
gendstrafrecht als einen untrennbaren Bestandteil des 
neuen, sozialistischen StGB auszugestalten?
Das Jugendgerichtsgesetz 1952 war notwendig, weil es 
hier — wie auf anderen Teilgebieten der Strafrechts­
pflege — darum ging, neue Grundlagen zu schaffen, 
die den Gegebenheiten der gesellschaftlichen Ent­
wicklung entsprachen. Jedoch lagen die Vorausset­
zungen für eine umfassende Kodiflzierung des Straf­
rechts noch nicht vor, wie das heute der Fall ist. 
Unter sorgfältigem Abwägen der an die Fragestel­
lung geknüpften Probleme hat die Gesetzgebungs­
unterkommission „Jugend und Familie“ vorgeschlagen, 
die z. Z. im Jugendgerichtsgesetz geregelte Materie 
in das neue, sozialistische StGB einzuordnen. Welche 
Gründe veranlaßten uns dazu?
Durch die ständige Vervollkommnung unseres sozia­
listischen Rechts muß der Weiterentwicklung unserer 
Gesellschaftsordnung entsprochen werden, d. h., Ge­
setzgebung und gesellschaftliche Entwicklung müssen, 
eine dialektische Einheit bilden. Die Vervollkomm­
nung des sozialistischen Rechts — auch auf dem Wege 
der Gesetzgebung — muß dazu führen, es zu einem 
wirksamen Hebel für die gesellschaftliche Entwicklung 
unter den Bedingungen des umfassenden Aufbaus des 
Sozialismus zu machen. Es muß z. B. das sozialistische 
Zusammenleben der Menschen, die Beziehungen der 
Bürger zueinander und zu ihrem Staat, fördern und 
regeln. Hier gibt es keine getrennten Wege, etwa 
einen für die Jugendlichen und einen für die Erwach­
senen, sondern einen einheitlichen Weg, den alle Bür­
ger unserer Republik unabhängig von ihrem Alter 
beschreilen.
Ohne zu übersehen, daß sich dabei auftretende Wider­
sprüche und damit aufgeworfene Probleme in den 
Köpfen junger Menschen auf andere, modifizierte Art 
widerspiegeln und eine andersgeartete Reaktionsweise 
der Gesellschaft erfordern können, muß grundsätzlich 
festgestellt werden, daß die Probleme der Jugend 
bei der Überwindung von Widersprüchen Probleme 
der gesamten Gesellschaft beim umfassenden Aufbau 
des Sozialismus sind. Wir können die Probleme der 
Jugend nicht aus dem allgemeinen gesellschaftlichen 
Zusammenhang eliminieren, in welchen sie der Natur 
der Sache nach unverrückbar eingeordnet sind.
Für die Weiterentwicklung der Strafrechtspflege gegen­
über Jugendlichen bedeutet das, daß es keiner Sonder­
stellung der Jugendlichen im System des Strafrechts 
bedarf.
Die Rechtspflegebeschlüsse und der Entwurf des 
Staatsratserlasses verdeutlichen die Weiterentwicklung 
der sozialistischen Rechtspflege dahingehend, daß sie 
von der Kraft der gesamten Gesellschaft bei der 
schrittweisen Überwindung der Kriminalität, von ihrer 
Wachsamkeit und ihrer Aktivität in diesem Kampf 

'und von ihren vielfältigen Potenzen bestimmt wird, 
einen straffällig gewordenen Bürger durch Überzeu­
gung und Erziehung auf den Weg eines geordneten 
Lebens zu führen.
Diese Entwicklungslinie ist für die gesamte Straf­
rechtspflege vorgezeichnet. Das bisherige Jugendstraf­
recht kann und muß daher auf Grund des gegen­
wärtig erreichten Entwicklungsniveaus untrennbarer 
Bestandteil des einheitlichen, sozialistischen Strafrechts 
werden. Es darf in der Grundkonzeption keinen 
Unterschied zwischen Jugendstrafrecht und Erwach­
senenstrafrecht geben. Die Bekämpfung der Jugend­
kriminalität ist von der gleichen Zielsetzung getragen 
wie die Bekämpfung der Erwachsenenkriminalität: 
nämlich — ausgehend von den vielfältigen Möglich­
keiten unserer Gesellschaftsordnung — sie schritt­
weise zurückzudrängen und ihr immer mehr Boden 
zu, entziehen.

Bei der Weiterentwicklung bereits bewährter und der 
Herausbildung neuer Formen der Einbeziehung der 
sozialistischen Öffentlichkeit in die Arbeit der Organe 
der Rechtspflege, bei der Verstärkung der auf Über­
zeugung und Erziehung begründeten gesellschaftlichen 
Einflußnahme auf den Rechtsverletzer durch die ge­
sellschaftlichen Kräfte dürfen wir nicht in Kategorien 
denken — hier Jugendkriminalität, da Erwachsenen­
kriminalität. Ein schematisches Kategoriendenken hin­
dert die volle Entfaltung der Massenwirksamkeit im 
Kampf gegen die Kriminalität, negiert die einheit­
liche Zielsetzung dieses Kampfes. Der Inhalt der 
Verbrechensbekämpfung wird sowohl bei der Jugend­
kriminalität als auch bei der Erwachsenenkriminalität 
gleichermaßen vom Prozeß der Einbeziehung der 
sozialistischen Öffentlichkeit, ihrer Wirksamkeit, der 
auf Grund dieser Wirksamkeit erzielten Veränderun­
gen bei der Beseitigung bestimmter Hemmnisse und 
der Ausnutzung aller Vorzüge unserer Gesellschafts­
ordnung bestimmt. Zwischen der Bekämpfung der 
Jugendkriminalität und der Erwachsenenkriminalität 
gibt es keine qualitativen, sondern lediglich graduelle 
Unterschiede.
Gelegentlich sind Bedenken geäußert worden, ob 
nicht die beabsichtigte Beseitigung des JGG und die 
damit verbundene Überwindung der Sonderstellung 
des Jugendstrafrechts im System des Strafrechts zu 
einer Schlechterstellung des Jugendlichen, zu seiner 
schematisch-mechanischen Gleichsetzung mit dem Er­
wachsenen führen könnte, ob wir uns in dieser Be­
ziehung nicht zu weit vorgewagt hätten usw. Sie zeigen 
die Sorge um die Probleme, sind jedoch unbegründet. 
Die beabsichtigte Überwindung der Sonderstellung des 
Jugendstrafrechts im System des Strafrechts kann und 
darf zu keiner Schlechterstellung der Jugendlichen 
führen. Bei den Gesetzgebungsarbeiten haben wir uns 
von dem Bestreben leiten lassen, alle vorwärtsweisen­
den Tendenzen des Jugendgerichtsgesetzes zu verarbei­
ten. Dabei sei- am Rande vermerkt, daß z. B. die be­
dingte Verurteilung, die das JGG im § 18 vorsieht, in­
zwischen — selbstverständlich in modifizierter Form — 
zu einem für das gesamte Strafrecht wirksamen Grund­
satz weiterentwickelt wurde. Die beabsichtigte Auf­
hebung des JGG bedeutet also keine Reduzierung be­
reits vorhandener Ergebnisse der Rechtsentwicklung, 
sondern die Nutzbarmachung der positiven Elemente, 
die heute in den Gesamtgrundsätzen des neuen, sozia­
listischen Strafrechts einheitlich ihren Niederschlag 
finden sollen.
Das neue StGB wird die besondere Prüfung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit Jugendlicher beibehal­
ten, es wird ein besonderes System von Maßnahmen 
gegenüber Jugendlichen enthalten und den Grundsatz 
aufstellen, daß für die Bestrafung Jugendlicher be­
stimmte Besonderheiten gelten. Die modifizierten Be­
sonderheiten gegenüber Jugendlichen sind nicht nur 
schlechthin berücksichtigt worden, sondern noch be­
tonter und deutlicher zum Ausdruck gekommen.
Mit der beabsichtigten Überwindung der Sonderstellung 
des' Jugendstrafrechts im System des Strafrechts wird 
uns innerhalb dieses einheitlichen Strafrechts ein Pro­
gramm für Praxis, Lehre und Forschung gestellt, an 
dessen Verwirklichung sich auch Psychologen und 
Psychiater beteiligen sollten.
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